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Nr. 249.
Bekanntmachung.

Jn Gemäßheit der 68 39 und 56 der
Landesgemeindeordnung vom 3. Juli 1891
iſt die Gemeindegliederliſte A und in Ge-
meinden mit Gemeindevertretung die
Wählerlſſte C alljährlich im Januar zu be-
richtigen.

Die Herren Ortsrichter erſuche ich, die Be
richtigung der Liſte demgemäß vorzunehmen
und dieſelben ſodann in der Zeit vom

15. bis 30. Januar k. Js.
in einem vorher zur öffentlichen Kenntnis zu
bringenden Raum auszulegen. Mit den
während dieſer Zeit etwa eingehenden Ein-
ſprüchen iſt nach den Beſtimmungen unter
A 2 bezw. B 1 der Anweiſung I zur Aus-
führung der Landgemeindeordnung zu ver-
fahren.

Falls die Gemeinden mit Gemeindever-
ſammlung nach erfolgter Berichtigung der
Gemeindegliederliſte die Zahl der Stimm-
berechtigten 40 erreicht iſt, iſt mir wegen
Zuſendung der Formulare wegen Bildung
einer Gemeindevertretung Anzeige zu machen.

Merſeburg, den 10. Oktober 1908.
Der Königliche Landrat.
Graf d'Haußonville.

Bekanntmachung.
Jn dem Verlage von H. W. Müller in

Berlin W 35 Potsdamerſtraße 121 4 iſt
eine Neuauflage des empfehlenswerten Kom
mentars zur Landgemeindeordnung für die
ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 1891
vom Senatspräſidenten des Oberverwaltungs-
gerichts St. Genzmer erſchienen. Das Werk
kann im Buchhandel zum Preiſe von 3,60 Mk.
kartoniert bezogen werden.

Merſeburg, den 12. Oktober 1908.
Der Königliche Landrat.
Graf d'Haußonville.

Die Thronrede.
Berlin, 20. Oktober.

Der Landtag der preußiſchen Monarchie
wurde heute in Anweſenheit des Königs, der
Prinzen und vieler Würdenträger eröffnet.

Der Präſident des Herrenhauſes Frhr. von
Manteuffel bringt ein Hoch auf den
König aus, die Verſammlung verneigt ſich.
Die Kaiſerin mit der jüngſten Schweſter
des Kaiſers und der Prinzeſſin Auguſte
Viktoria haben kurz zuvor eine der Logen be-
treten. Der Kaiſer nimmt unter dem Bal-
dachin Aufſtellung, die beiden Pagen des
Thrones treten vor. Die Prinzen treten rechts
an den Thron, der Kronprinz drei Schritte
neben den Thron, Hofſtaat und Staat--
miniſterium links vom Thron.

Miniſterpräſident Fürſt v. Bülow tritt
an die unterſte Stufe des Thrones, der König
ſetzt den Adlerhelm aufs Haupt und nimmt
die Thronrede aus der Hand des Fürſten ent
gegen. Lautloſe Stille herrſcht. Es folgt die
Verleſung der Thronrede, die den folgenden
Wortlaut hat:

„Erlauchte, edle und geehrte Herren von
beiden Häuſern des Landtages! Ein Jahr-
hundert iſt verronnen, ſeit mein in Gott
ruhender Vorfahr weiland König Friedrich
Wilhelm III. durch Erlaß der Städteordnung
die Bürger Preußens zur Teilnahme an der
Verwaltung des ſtädtiſchen Gemeinweſens
berief. Segensreich hat ſich ſeitdem die Selbſt
verwaltung entwickelt und in ſtetem Wachs
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tum über Provinzen, Kreiſe und ländliche
Gemeinden ausgedehnt. Mit dem Erlaß der
Verfaſſung iſt die Nation in die Mitarbeit
auch an den Geſchäften des Staates einge
treten. Es iſt mein Wille, daß die auf ihrer
Grundlage erlaſſenen Vorſchriften üher das
Wahlrecht zum Hauſe der Abgeordneten eine
organiſche Fortentwicklung erfahren, welche
der wirtſchaftlichen Entwickelung, der Aus
breitung der Bildung und des politiſchen Ver-
ſtändniſſes ſowie der Erſtarkung des ſtaat-
lichen Verantwortlichkeitsgefühls entſpricht.
Jch erblicke darin eine der wichtigſten Auf-
gaben der Gegenwart. Jhre Bedeutung für
das geſamte Staatsleben erfordert umfaſſende
Vorarbeiten, die von meiner Regierung mit
allem Nachdruck betrieben werden.

Die ſchon für die vorletzte Tagung ange-
kündigten Geſetzentwürfe über die Auf
beſſerungdes Dienſteinkommens
der Staatsbeamten, Geiſtlichen und
Volksſchullehrer werden Jhnen unverweilt
zugehen. Gleichzeitig ſollen die Wohnungs-
geldzuſchüſſe neu geordnet, das Beſoldungs-
ſyſtem der unmittelbaren Staatsbeamten ver-
einfacht und die Lehrerbeſoldung unter Feſt-
haltung der verfaſſungsmäßigen Grundlagen
für ihre Ordnung einheitlicher geſtaltet
werden.

Die Geſamtheit dieſer Vorlagen ſtellt er-
hebliche Anforderungen an die Steuerzahler.
Für den Staatshaushalt bedeuten ſie unter
Zurechnung der bereits in den letzten Jahren
beſchloſſenen Aufbeſſerungen ſowie der Mehr-
aufwendungen aus dem Volksſchulunter-
haltungsgeſetz eine dauernde Neubelaſtung
von jährlich etwa 200 Millionen Mark. Der
Ernſt der Lage wird dadurch geſteigert, daß
der ſchon im Fehlbetrage des Rechnungs-
jahres 1907 zutage getretene ungünſtige
Stand der Finanzen des Staates andauert,
ja ſich im laufenden Jahre verſchlechtern
wird. Es iſt deshalb unabweislich, daß ein
beträchtlicher Teil der für die Beſoldungsge-
ſetze erforderlichen Mittel durch erhöhte
ſteuerliche Belaſtung von Vermögen und
Einkommen in den höheren éStufen aufge-
bracht wird. Entſprechende Geſetzvorſchläge,
die zugleich eine zweckmäßiger geordnete Be

ſteuerung der kapitalkräftigen
Erwerbsgeſellſchaften anſtreben,
werden Jhnen vorgelegt werden.

Die ungünſtige Lage der Finanzen
in Reich und Staat inmitten eines zwar
zeitweiſe verlangſamten, aber doch gewal-
tigen Aufſchwungs volks wirtſchaftlicher Ent
wickelung enthält eine eindringliche Mahnung
an den Geiſt der Sparſamkeit und Opfer-
freudigkeit, mit dem Preußen in zäher Arbeit
auch ſchwere Zeiten überwunden hat. Der
Etatsentwurf für 1909, der Jhnen erſt ſpäter
zugehen wird, iſt deshalb mit äußerſter Vor-
ſicht aufgeſtellt worden. Zugleich wird in
allen Zweigen der Staatsverwaltung daran ge
arbeitet, durch überſichtlichere Geſtaltung der
Behörden, durch Dezentraliſation und durch Ver
einfachung der Geſchäftsformen auf
Erſparung von Ausgaben hinzu-
wirken und die Verwaltung den Anforde-
rungen des Lebens in vollkommenerer Weiſe
anzupaſſen. Einzelne dahingehende Vor-
ſchläge werden Jhnen, wie ich hoffe, ſchon in
dieſer Seſſion zugehen können.

Das höhere Mädchenſchulweſen
ſoll, wie Jhnen bereits bekannt iſt, mit dem
Ziele umgeſtaltet werden, die Bildung der
heranwachſenden weiblichen Jugend unter
voller Berückſichtigung der häuslichen, wirt
ſchaftlichen und ſozialen Aufgaben des weib I
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lichen Geſchlechts allgemein zu vertiefen und f ſchüſſen des Bundesrats. Ehe die Beratungen
denjenigen Mädchen, die im ſelbſttätigen Er
werbsleben oder in wiſſenſchaftlicher Arbeit
ihren Beruf ſuchen, die Vorbereitung dazu
zu erleichtern. Die zunächſt erforderlichen
Mittel werden in den Etat aufgenommen
werden.

Wichtige Aufgaben, zu denen neben anderen
noch die Unterſtützung von Kleinbahnen und
die Vervollkommnung des Staatseiſen-
bahnnetzes hinzutreten werden, harren
Jhrer Beſchlußfaſſung. Jn jüngſter Zeit
haben ſich im nahen Orient Ereigniſſe voll-
zogen, die die Aufmerkſamkeit Europas in
Anſpruch nehmen. Sind wir dort auch
weniger intereſſiert als andere Mächte, ſo er
fordern jene Vorgänge doch ernſte Beachtung.
Das Deutſche Reich wird in treuer Gemein-
ſchaft mit ſeinen Verbündeten für eine fried-
liche und gerechte Löſung der gegenwärtigen
Schwierigkeiten eintreten.

Erlauchte, edle und geehrte Herren! Jn-
dem ich Sie heute zum erſtenmal nach den

letzten Neuwahlen hier willkommen heiße, be
gleite ich Jhre Arbeiten mit meinen landes-
väterlichen Wünſchen für das Wohl des
Staates.

Die erſte Sitzung des Abgeordneten-
hauſes.

Berlin, 20. Oktoher.
Bei ungewöhnlich ſtarker Beſetzung des

Hauſes und vollen Tribünen hielt heute um
2 Uhr nachmittags das preußiſche Abgeord-
netenhaus ſeine erſte Sitzung in der neuen
Seſſion ab.

Präſident von Kröcher brachte ein be
geiſtert aufgenommenes Hoch auf den Kaiſer
aus, erbat ſodann die Ermächtigung, dem
Kaiſerpaar und dem Prinzen Auguſt Wilhelm
die Glückwünſche des Hauſes zum Geburts
tag der Kaiſerin und der Vermählung des
Prinzen Auguſt Wilhelm zu überbringen.,

Es erhält darauf das Wort Finanzminiſter
Frhr. von Rheinbaben, der zur Be-
gründung der Beſoldungsvorlagen etwa fol-
gendes ausführte: Bei der Beantwortung
der verſchiedenen Jnterpellationen über die
Aufbeſſerung der Dienſteinkommen hat die
Regierung am 11. März hier die Er-
klärung abgegeben, daß ſie beabſichtige, die
Vorlagen wegen der Aufbeſſerung der Ge-
hälter der Beamten, Volksſchullehrer und
Geiſtlichen dem Landtage noch in dieſem
Herbſt zugehen zu laſſen, und zwar mit
rückwirkender Kraft auf den 1. April 1908.
Jn Erfüllung dieſer Zuſage auf Grund
Allerhöchſter Ermächtigung vom 15. d. Mis.
haben der Kultusminiſter und ich die Ehre,
dem Hauſe folgende Vorlagen zu machen
erſtens: die Beſoldungsordnung für die un-
mittelbaren Staatsbeamten. Mit der Be-
ſoldungsordnung ſteht im engen Zuſimmen-
hang die zweite Vorlage wegen der ander-
weitigen Regelung des Wohnungsgeld-
zuſchuſſes der Beamten. Zu unſerm leb-
haften Bedauern ſind wir nicht imſtande,
augenblicklich dieſe Vorlage Jhnen vorzu
legen. Es iſt Jhnen bekannt, daß man im
Reiche bei der Sleichartigkeit der Verhält-
niſſe ſtets bemüht geweſen iſt, auch die
Dienſteinkommen ziemlich gleichmäßig zu ge-
ſtalten, und daß wir insbeſondere für die
Erledigung des Wohnungsgeldzuſchuſſes uns
dem Vorgehen im Reich angeſchloſſen haben.
Jm Augenblick unterliegen aber die Vorlagen
wegen der Abänderung des Wohnungsgeld-
zuſchuſſes noch der Beratung in den Aus

dort nicht erfolgt ſind, ſind wir daher natur
gemäß nicht in der Lage, dieſe Vorlage hier
einzubringen. Es iſt mir aber vom Bundes-
rat zugeſagt worden, daß die Beratung der
Vorlagen mit der größten Beſchleunigung er
folgen wird. Jch hoffe, wir werden bald in
der Lage ſein, ſie in Kürze hier einzubringen.
Die dritte Vorlage iſt das Geſetz betreffend
das Dienſteinkommen der Lehrer und
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen.
Die vierte Vorlage regelt das Ruhegehalts-
weſen und die Hinterbliebenenfürſorge für
die Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche.
Der fünfte Geſetzentwurf betrifft das Dienſt-
einkommen der katholiſchen Pfarrer. Der
ſechſte Geſetzentwurf enthält die Vorſchläge
wegen der Abänderung der Einkommen- und
Ergänzungsſteuer. Die ſiebente Vorlage
bietet den Entwurf eines Geſellſchaftsſteuer-
geſetzes.

Jch komme zunächſt zu dem Geſetzentwurf
betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zur
Erhöhung des Dienſteinkommens der
Staatsbeamten. Es ſoll zum Ausdruck ge-
bracht werden, daß dieſe ganzen Vorlagen
die Fürſorge für Staatsbeamte, Geiſtliche und
Lehrer als ein einheitliches Ganzes regeln
ſolle. Demgemäß ſollen ſie auch zum
gleichen Termine in Kraft treten und auch
die finanzielle Deckung ſoll in gleicher Weiſe
erfolgen. Eine beſondere Schwierigkeit bot
die Frage, wie die Beſoldungsordnung der
Beamten zu regeln ſein ſoll; ob das durch
den Etat oder durch ein beſonderes Geſetz ge-
ſchehen ſollte. Wir haben uns nach den An
regungen der Budgetkommiſſion für den
letzteren Weg entſchieden. Es ſprachen wichtige
Gründe dafür. Die Geſetzentwürfe wegen der
Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der Volks-
ſchullehrer und der Geiſtlichen enthalten zu
nächſt eine Abänderung beſtehender geſetzlicher
Beſtimmungen. Ebenſo würde eine ander
weitige Regelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes
eine Abänderung des beſtehenden Geſetzes zur
Folge haben müſſen. Alſo in dieſen drei
Materien muß ſchon der Weg der Geſetzgebung
beſchritten werden. Daher ſchien es geboten,
auch die Beſoldungsordnung der Beamten im
Wege der Geſetzgebung zu ändern. Hinzu
kam noch die Rückſicht auf den anderen leich-
berechtigten Faktor auf das Herrenhaus. Hätten
wir die Beſoldungsordnung einfach in den
Etat hineingearbeitet, ſo wäre das Herren
haus nur in der Lage geweſen, Ja oder Nein
zu ſagen, ohne bei dieſer wichtigen Materie
mitwirken zu können.

Die Finanzlage iſt ungünſtig, weil, wenn
auch die Einnahmen aus den Eiſenbahnen
demnächſt ſich wieder beſſern werden, wir doch
mit einer dauernden Herabſetzung des Eiſen
bahnüberſchußes rechnen müſſen. Die Er-
höhung der Einnahmen um 55 Millionen
iſt daher das mindeſte, was gefordert werden
muß.

Der Höchſtſatz der Einkommenſteuer ſoll
auf 50 erhöht werden; zu dieſem Satz ſteigen
die Steuerſätze von 7000 M. gleichmäßig und
etwas ſtärker als bisher an. Die kleinen
Einkommen ſollen namentlich im Jntereſſe
des Mittelſtandes geſchont werden; ja es ſoll
zu ihren Gunſten eine wirkſame Erweiterung
des Kinderprivilegs ſtattfinden. Jm Ganzen
ſoll die Einkommenſteuer nur 221, Millionen
Mark mehr als bisher liefern.

Weiter ſoll die Ergänzungsſteuer um
25 pCt. erhöht werden. Endlich ſoll eine
nach der abſoluten und der relativen Höhe

1 des Steuerertrages abgeſtufte Steuer von den
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Aktiengeſellſchaften und ähnlichen juriſtiſchen
Perſonen ausſchließlich der G. m. b. H. ein
geführt werden. Löchſtſatz der Geſellſchaften
mit geringerer Dividende ſoll etwas über
6 pCt., der für die mit hoher Dividende
etwas über 7 pCt. betragen.

Das Kommunalſteuerprivileg kann be-
dauerlicher Weiſe aus finanziellen Gründen
nicht in der erwünſchten Weiſe eingeſchränkt
werden; man wird ſich auf die neu einzu
ſtellenden Beamten beſchränken müſſen. Mit
einem Schlußappell an das Haus beendete
der Finanzminiſter ſeine mit lebhaftem Bei-
fall aufgenommenen Darlegungen. Nächſte
Sitzung Montag 11 Uhr. Tagesordnung:
Präſidentenwahl. Erſte Leſung der Be
ſoldungsvorlagen.

e m
Die Finanzvorlagen

für den preußiſchen Landtag.
Geſetzentwurf, betreffend die Bereitſtellung von
Mitteln zu Dienſteinkommensverbeſſerungen.

(Mantelgeſetz.)

Dem Landtage iſt unter vorſtehendem
Titel ein Geſetzentwurf mit ſieben Anlagen
zugegangen, deſſen weſentliche Beſtimmungen
wie folgt lauten:

S 1. Die in den Anlagen enthaltenen
Vorſchriften, nämlich:

1. wegen Aenderung des Geſetzes, betreffend

die Gewährung von Wohnungsgeld-
zuſchüſſen an die unmittelbaren Staat s-
beamten, vom 12. Mai 1873 (Anlage 1
fehlt noch),

2. wegen Aenderung des Geſetzes, betreffend
das Dienſteinkommen der Lehrer und
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen,
vom 3. März 1897.

3. eines Geſetzes, betreffend die Pfarrbe-
ſoldung, das Ruhegehaltsweſen und die
Hinterbliebenenfürſorge für die Geiſtlichen der
evangeliſchen Landeskirchen,

4. eines Geſetzes, betreffend das Dienſtein-
kommen der katholiſchen Pfarrer,

5. eines Geſetzes, betreffend die Abänderung
des Einkommenſteuergeſetzes vom 24.
Juni 1891 und des Ergänzungsſteuergeſetzes
vom 14. Juli 1893,

6. eines Geſellſchaftsſtenergeſetzes
treten einheitlich zugleich mit dieſem Geſetze
mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

S 2. Die Gewährung der Dienſteinkünfte
ausſchließlich der Wwohnungsgeldzuſchüſſe er-
folgt auf Grund der Beſoldungsordnung
(Anlage 7) an die in dieſer aufgeführten Be
amten. Die Bezüge für Nebenämter und
Nebenbeſchäftigungen, ſoweit nicht die Be
ſoldungsordnung hierüber Beſtimmungen ent-
hält, bleiben von vorſtehender Vorſchrift un-
berührt.

S 3. Den im t 1 Nr. 1 und im 8 2 Abſ.
1 enthaltenen Vorſchriften über Dienſtein-
kommensverbeſſerungen der Beamten wird
rückwirkende Kraft vom 1. April 1908
ab beigelegt. Dies gilt auch zugunſten der
ſeit dem Beginne des Etatsjahres 1908 aus
dem Dienſte geſchiedenen Beamten mit der
Wirkung, daß auch die Penſionen der nach
dem 1. April 1908 in den Ruheſtand getretenen
Beamten und die Verſorgungsanſptüche der
Hinterbliebenen der ſeit dem 1. April 1908
verſtorbenen Beamten anderweitig feſtgeſetzt
werden.

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auf die
unter S 5 Nr. 1b bis dieſes Geſetzes vor-
geſehenen Dienſteinkommensverbeſſerungen
und Fondserhöhungen entſprechende An
wendung.

S 4. Soweit das Dienſteinkommen eines
Beamten an Gehalt, Zulagen und Wohnungs-
geldzuſchuß oder Mietentſchädigung für das
Etatsjahr 1908 hinter den bisherigen Bezügen
zurückbleibt und bei den Beamten, welchen
auf Grund des Nachtrags zum Staatshaus-
halts. Etat für 1908 einmalige Zulagen ge
währt worden ſind, nicht um den Betrag dieſer
Zulage verbeſſert wird, iſt die Staatsregierung
ermächtigt, über den Etat den Unterſchied als
nichtpenſionsfähigen Zuſchuß zu bewilligen.

S 5. Die Staatsregierung wird ermächtigt,
für das Etatsjahr 1908 zu verwenden: 1. a)
zu den vorgeſehenen Dienſteinkommensver-
beſſerungen 53 186 493 Mk., zu Dienſtein
kommens-Verbeſſerungen für diätariſch ve-
ſchäftigte Beamte und ähnliche Kategorien
von Beamten 5 554 500 Mk., bis zur
Erhöhung verſchiedener Fonds des Staats
haushalts Etats 1 744 007 Mk., insgeſamt
60 485 000 Mk. 2. zur Ausführung a) des
Wohnungsgeldzuſchußgeſetzes 23000000 Mk,,
b) des Lehrerbeſoldungsgeſetzes 30000000 Mk.
0) des Beſoldungsgeſetzes für evangeliſche
Geiſtliche 10 000 000 Mk. des Beſoldungé-
geſetzes für katholiſche Pfarrer 2380000 Mk.
3. a) zu Beihilfen an katholiſche Diözeſen
behufs Aufbringung der Ruhegehälter der

katholiſchen Pfarrgeiſtlichen 120 000 Mk.,

im Staats-
im ganzen

zur Erhöhung
haushalts Etat
126 000 000 Mk.

S 6. Für das Steuerjahr 1908 wird von
allen nach einem Einkommen von mehr als
7000 Mk. veranlagten Einkommenſteuerpflich-
tigen ein Steuerzuſchlag erhoben. Der Zu-
ſchlag beträgt für die vom 1. April 1908
bis zum 31. März 1909 zu entrichtende Ein
kommenſteuer in den Einkommenſtufen:

von mehr als 7000 bis 8000 M. 5
von mehr als 8000 bis 10000 M. 10 o
von mehr als 10500 bis 20500 M. 15
von mehr als 20500 bis 30500 M. 20 o
von mehr als 30500 M. 25 h.
S 7. Bei Bemeſſung der Zuſchläge und der

an kommunale oder andere öffentliche Ver
bände zu entrichtenden Abgaben ſowie bei Be
rechnung der zu entrichtenden Steuerbeträge
für Wahlzwecke bleiben die Steuerzuſchläge
außer Betracht.

S 8. Behufs Deckung der im 8 5 genannten
Ausgabebeträge ſind neben den Einnahmen
aus dem 8 6 dieſes Geſetzes die im Staats-
haushalts-Etat für 1908 vorgeſehene Summe
von 77000000 M. ſowie im übrigen die
bereitſtehenden Staatsmittel für das Etats-
jahr 1908 zu verwenden.

S 9. Der Finanzminiſter iſt mit der Aus
führung dieſes Geſetzes beauftragt.

eines Fonds
15 000 Mk.,

Kirchengeſetze für die Geiſtlichen der

evangeliſchen Landeskirchen.
Der Geſetzentwurf, betreffend die Pfarrbe-

ſoldung, das Ruhegehaltsweſen und die Hinter-
bliebenenfürſorge für die Geiſtlichen der evan-
geliſchen Landeskirchen, umſchließt folgende
Kirchengeſetze: a) die Pfarrbeſoldungs-
geſetze für die evangeliſchen Landeskirchen
der älteren Provinzen, die evangeliſch-lutheriſche
Kirche der Provinzen Schleswig-Holſtein und
Hannover, die evangeliſchen Kirchengemein-
ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel, die
evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirks
Wiesbaden und der evangeliſch reformierten
Kirche der Provinz Hannover; b) die Ruhe-
gehaltsordnungen für die Geiſtlichen
der genannten Landeskirchen; o) die Kirchen
geſetze, betreffend die Fürſorge für die
Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der
genannten Landeskirchen. Das für die evpan-
geliſchen Landeskirchen bedeutungsvolle Re-
formwerk, für welches der Erlaß eines er-
gänzenden Staatsgeſetzes notwendig iſt, ſoll
mannigfache Notſtände auf dem Gebiet der
materiellen Verſorgung der evangeliſchen
Geiſtlichen beſeitigen und eine feſte und
dauernde Ordnung zur Sicherſtellung der
äußeren Lage des Pfarrſtandes ſchaffen. Jeder
der drei Zweige der wirtſchafliche Verſorgung

das Beſoldungsweſen, das Ruhegehalts-
weſen, die Fürſorge für die Hinterbliebenen

hat eine eigene kirchengeſetzliche Regelung er-
fahren. Nach Art. 3 des vorliegenden Ge
ſetzentwurfs wird jedem der drei Fonds rom
1. April ab ſeitens des Staates eine dauernde
Rente überwieſen, die jährlich beträgt

a) für die Alterszulagekaſſe 8050000 M.,
für die Ruhegehaltskaſſe 1600000 M., 0) für
den Pfarr-, Witwen- und Waiſenfonds unter
Fortfall der bisherigen Staatsbeiträge
1924739 Mark.

Lehrer-Beſoldungsgeſetz.
Aus dem Entwurf des Geſetzes, wie es an

den Landtag kommt, iſt hervorzuheben:
Das Grundgehalt beträgt für die

Lehrerſtelle 1350 Mk., für die Lehrerinnen-
ſtelle 1050 Mk. jährlich. Für die endgültig
angeſtellten techniſchen Lehrkräfte kann das
Grundgehalt durch Beſchluß des Schulver-
bandes auf einen niedrigeren Betrag, jedoch
nicht unter 1100 Mk. für die Lehrerſtelle und
900 Mk. für die Lehrerinnenſtelle jährlich
feſtgeſetzt werden.

Die Schulverbände mit 25 000 oder mehr
Einwohnern können mit Genehmigung der
Schulaufſichtsbehörde die allgemeine Ge-
währung penſionsfähiger Ortszulagen an
ihre Volksſchullehrerperſonen beſchließen. Die
Zulagen dürfen in den Schulverbänden mit
23 000 bis 50 000 Einwohnern 200 Mk. für
den Lehrer und 100 Mk. für die Lehrerin, in
den Verbänden mit 50 000 bis 100 000 Ein-
wohnern 400 bezw. 200 Mk., bei mehr als
100 000 Einwohnern 750 bezw. 300 Mk.
jährlich nicht überſteigen. Der Bezug der
Zulagen kann von der Erreichung einer be-
ſtimmten Dienſtzeit abhängig gemacht werden.
Schulverbände mit einer geringeren Ein-
wohnerzahl können (unter den oben angedeuteten
Vorausſetzungen) Ortszulagen bewilligen.

Der Einheitsſatz der Alterszulage
beträgt für Lehrer 200 Mk., für Lehrerinnen

150 Mk. jährlich.
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Neben dieſem Syſtem iſt für die Gewährung
weiterer gehaltlicher Zuwendungen ſeitens
der Schulverbände kein Raum. Die bisher
nicht unbeſtrittene Frage wurde zwar von
jeher bezüglich der penſionsfähigen Zulagen
allgemein verneint, dagegen iſt die Gewährung
nichtpenſionsfähiger Zulagen in den letzten
Jahren von einzelnen Regierungen als mit
dem Geſetze nicht in Widerſpruch ſtehend an
geſehen worden. Dieſe Möglichkeit muß jetzt
ausdrücklich ausgeſchloſſen werden, da andern-
falls die über die Höhe des Dienſteinkommens
gegebenen neuen Vorſchriften durch Bewilligung
perſönlicher Zulagen würden umgangen
werden können. Die Gewährung von Unter
ſtützungen und Remunerationen an einzelne
Lehrperſonen aus beſonderen Anläſſen ſoll
auch in Zukunft zuläſſig ſein.

Eine anderweite Regelung der Mietent-
ſchädigung eſſcheint nach den mit den
bisherigen Vorſchriften gemachten Erfahrungen
geboten. An dem Grundſatze, daß die Miet-
entſchädigung die örtlichen Verhältniſſe be
rückſichtigt und eine ausreichende Entſchädigung
für die nicht gewährte Dienſtwohnung be-
deutet, ſoll an ſich nichts geändert werden.
Jedoch hat ſich das bisherige Verfahren, für
jeden einzelnen Ort die Mietentſchädigung
feſtzuſetzen, als unpraktiſch erwieſen und zu
fortgeſetzten Klagen und Beſchwerden der Be
teiligten geführt. Es empfiehlt ſich, die
Schulverbände in größere Gruppen zuſammen-
zufaſſen und für jede Gruppe Durchſchnitts-
ſätze feſtzuſetzen. Die Neuregelung ſchließt
ſich zweckmäßig an die für die Bemeſſung
des Wohnungsgeldzuſchuſſes der Beamten
und Offiziere in Ausſicht genommene Orts-
klaſſeneinteilung mit der Maßgabe an, daß
die Mietentſchädigung für jede Provinz nach
beſtimmten Sätzen für die einzelnen Orts-
klaſſen und Lehrerkategorien von dem
Provinzialrate feſtgeſetzt wird.

Die grundlegenden Beſtimmungen über die
mit Kirchenämtern dauernd verbundenen Schul
ſtellen ſollen in Kraft bleiben. Es muß an
dem Begriffe des einheirlichen Dienſtein-
kommens feſtgehalten und darauf Bedacht
genommen werden, bei der durch die neue
Vorſchrift über das Grundgehalt in weitem
Umfange notwendig werdenden Neufeſtſetzung
des Grundgehalts der vereinigten Stellen be
ſtehende Härten auszugleichen.

Die von einzelnen Beteiligten angeregte
generelle Abtrennung der ſogenannten niederen
Küſterdienſte läßt ſich im Rahmen dieſes Ge
ſetzes ohne Mitwirkung der kirchlichen Jnſtanzen
nicht herbeiführen,

Den Schulverbänden würde durch die
Einführung der angeführten Normalſätze,
falls die geſetzlichen Staatsleiſtungen unver-
ändert bleiben, ein Mehraufwand von rund
33 Millionen Mark, ohne Anrechnung der
bewilligten Ortszulagen, erwachſen. Da die
Schulverbände einen ſolchen Mehrbetrag aus
ihren eigenen Mitteln aufzubringen nicht im-
ſtande ſind, ſollen Staatsmittel in breitem
Umfange durch Beiträge zum Grundgehalt,
Zuſchüſſe zur Alterszulagekaſſe und durch einen
Ergänzungszuſchußfonds in Höhe von 14,2
Millionen Mark bereitgeſtellt werden. Die
Staatsleiſtungen ſollen insgeſamt 30 Millionen
Mark betragen. Als geſamte Belaſtung der
Schulverbände verbleibt alsdann nur der
Betrag von 4 15 Millionen Mark, und hier-
von entfällt der größere Teil auf Schulver-
bände mit mehr als 25 Schulſtellen. Bei
der vvrgeſchlagenen weitgehenden ſtaatlichen
Beihilfe wird daher die neue Regelung der
Lehrerbeſoldung ohne Druck für die leiſtungs-
ſchwachen Gemeinden durchgeführt werden
können.

Das Dienſteinkommen der Lehrer würde
ſich ſtellen: tn Orten bis 25000 Einwohner:
1350 M., 200 M. Alterszulage, 3150 M.
Endgehalt außer der Mietsentſchädigung, für
Lehrerinnen: 1050 M. Grundgehalt, 150 M.
Alterszulage, 2400 M Endgehalt außer der
Mietsentſchädigung; in Orten von 25,000
bis 50,000 Einwohnern: Grundgehalt: 1350
Mark, Alterszulage: 200 M., Endgehalt:
3150 M., Ortszulage (penſionsfähig) bis
200 M., Endgehalt einſchließlich der Ortszu-
lage: 3350 M., für Lehrerinnen: 1050 M.
Gehalt, 150 M, Alterszulage, Endgehalt
außer der Miets-Entſchädigung: 2400 M.,
Orcszulage (penſiousfähig) 100 M., Endge-
halt 2500 M. Jn Orten über 100,000 Ein-
wohner: Endgehalt für Lehrer: 3900 M., für
Lehrerinnen 2700 M.

Abänderung des Einkommenſteuer
geſetzes und des Ergänzungs-

ſteuergeſetzes.
Nach dem Entwurfe ſoll die Erhöhung

der Einkommenſteuerſätze erſt bei
den Einkommen von mehr als 7000 Mark

eintreten. Die Steuerſätze ſind derart beſtimmt,
daß auch in den Einkommenſtufen zwiſchen
10 500 und 30500 Mk. eine allmäßhliche
Steigerung des Steuerfußes eintritt. Der
Steuerfuß ſoll nämlich betragen bei einem
Einkommen von

10 000 Mk. 3,28 o des Einkommens,
15000 3,4720 000 360
30 000 378
41 000 416
l 000 431
75 000 4,56
99 000 480

Bei einer ſolchen neuen Veranlagung würden
in den Einkommenſtufen von 7000 bvis
30 500 Mk. rund 7 Millionen Mk. mehr als
bisher aufgebracht werden; das ſind 13,6 vH.
des Veranlagungsſolls für 1908. Jn den
Einkommenſtufen über 30500 Mk. ſchlägt der
Entwurf eine Erhöhung der geltenden Steuer-
ſätze um je rund 25 H. vor, was auf Grund
der bisherigen Ergebniſſe einen Mehebetrag von
etwa 17 Millionen Mk. liefern müßte.

Eine Erhöhung der Ergänzungs-
ſteuerſätze erſcheint angemeſſen, damit
das fundterte Einkommen in gleichem Maße
wie das unfundierte zu den ſteuerlichen Mehr
leiſtungen herangezogen wird. Die Steuerſätze
betragen hier bisher 0,526 vT. des ſteuer-
baren Vermögens. Eine Erhöhung des Satzes
auf 0,66 vT., alſo um rund 25 vH., wird
vorgeſehen. Unter Berückſichtigung einzelner
Vergünſtigungen ſtellt ſich der Mehrertrag
auf rund 10,8 Millionen Mk.

Das Geſellſchaftsſteuergeſetz.
Aus dem Jnhalt des Entwurfs zu einem

Geſellſchaftsſteuergeſetz heben wir folgende
Hauptpunkte hervor

S 1. Der Gefellſchaftsſteuer unterliegen
1. Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell-
ſchaften auf Aktien, 2. Beragewerkſchaften,
3. diejenigen eingetragenen Genoſſenſchaften,
deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer
Mitalieder hinausgeht, 4. Vereine, einſchließ
lich eingetragener Genoſſenſchaften, zum ge-
meinſamen Einkaufe von Lebens- oder haus-
wirtſchaftlichen Bedürfniſſen im großen und
Abſatz im kleinen, auch wenn ihr Geſchäfts
betrieb nicht über den Kreis ihrer Mitglieder
hinausgeht, ſofern dieſe Vereinigungen (Nr. 1
bis 4): a) in Preußen ihren Sitz haben, oder b) in
Preußen Grundeigentum beſitzen oder Ge
werbe- oder Handelsanlagen oder ſonſtige ge-
werbliche Betriebsſtätten unterhalten.

s 2. Steuerpflichtig iſt der Betriebs-
gewinn, der ſich aus den Jahresabſchlüſſen
ergibt.

Die ſteuerpflichtigen Vereinigungen ſollen,
wie oben bemerkt, im Durchſchnitt etwa 6
ihres Gewinnes an Staatsgeſellſchaftsſteuer
entrichten. Die Aktiengeſellſchaften brachten
nach einer Durchſchnittsberechnung für die
Jahre 1893 bis 1907 Ueberſchüſſe von rund
110 des Aktienkaprtals. Hiernach muß der
Tarif der Geſellſchaftsſteuer ſo aufgeſtellt
werden, daß bei einem ſteuerpflichtigen Ge-
winn von rund 11 des Grundkapitals die
Geſellſchaftsſteuer 6 von dieſem Gewinn
ausmacht. Nach dieſem Prinzip iſt der
Tarif veranlagt worden dabei ſteigen die
Steuerleiſtungen entſprechend dem höheren
Prozentſatz, den die einzelne Geſellſchaft an
Gewinn im Vergleich zu ihrem Grundkapital
erarbeitet.

Jn der Praxis würde die Geſell
ſchaftsſteuer bei einer Geſellſchaft mit
1 Million Aktienkapital betragen:
bei einem Gewinnvon 10000 M. 200 M.

20000 600
40000 1600
60000 3000

100000 5800
120000 7440
150000 10200
180000 13320 M.

Künftige Beamten Beſoldungen.
Die Denkſchrift, welche den Geſetz-Entwurf,

betr. die Beſoldung der Beamten c. beige-
geben iſt, beſagt u. a.

Von rund 272000 etatmäßigen Beamten
beziehen künftig 269200 ein nach Dienſt-
altersſtufen aufſteigendes Gehalt. Die Zahl
der Beſoldungsklaſſen, auf welche dieſe ſich
verteilen, iſt von 106 auf 51 vermindert.
Von den 2268 Beamten mit nicht nach
Dienſtaltersſtufen aufſteigenden Gehältern
entfällt mehr als die Hälfte auf Profeſſoren
und Dozenten bei Unuiverſitäten, techniſchen
Hochſchulen, Akademien ſowie Direktoren
von Muſeen, alſo Anſtalten, bei denen die
Eigenart der Verhäliniſſe eine beſondere
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Feſtſetzung verlangt; ferner gehören hierher
477 nicht vollbeſoldete Kreisärzte, 468 Kreis
tierärzte uſw. Die Zahl der Stellen mit
Einzelgehältern iſt auch möglichſt verringert
worden. Die Stellenzulagen ſind, ſoweit das
ratſam erſchien, beſeitigt worden. Neu ein-
geführt ſind nicht penſionsfähige
Stellenzulagen für die Bureaubeamten
bei Provinzialbehördenin beſonders
verantwortlichen Stellungen.

Die Denkſchrift enthält ferner nähere Aus
führungen über die Feſtſetzung des Beſol-
dung sdienſtalters und die Anrechnung
der Wartezeiten für die verſchiedenen Be-
amtenkategorien bis zur erſten etatsmäßigen
Anſtellung. Neu iſt, daß bei ſämmtlichen
öheren Beamten eine Anrechnung des

Diätariats nach denſelben Grundſätzen und
in demſelben Umfange erfolgen ſoll, wie dies
für die Richter im Richterbeſoldungsgeſetz vor
geſehen iſt.

Um einen Einblick in die neuen Beſol-
dungsſätze zu gewähren, heben wir nachfol
gende einzelne Beiſpiele hervor.

Es beziehen künftig die Bahnwärter 1000
bis 1200 Mork, ſtatt bisher 800 bis 1000
Mark; die Schaffner und Bremſer 1000 bis
1500 Mark, mit einer Aufſteigefriſt zum
Höchſtgehalt von 21 Jahren, ſtatt bisher 900
bis 1200 Mark.

Das gleiche Gehalt von 1000 bis 1500
Mark iſt vorgeſehen bei den Stationsdienern
(Portiers und Bahnſteigſchaffnern) und
Schirrmännern jedoch mit einer Aufſſteigefriſt
von nur 18 Jahren.

Jn die 3. Gehaltsklaſſe mit 1100 bis
1600 Mark bei 21 Jahren Aufſteigefriſt ſind
aufgenommen die Amtsdiener der Zollver-
waltung und die Schuldiener, welche bisher
900 bis 1200 Mk. bezogen, alſo durchſchnitt-
lich um 300 Mark aufgebeſſert ſind, und in
dieſelbe Gehaltsklaſſe mit einer Aufſteigefriſt
von 18 Jahren die Eiſenbahngehilfinnen,
Weichenſteller, Rottenführer und Wagenwärter,
deren Gehalt bisher 900 bis 1400 Mark
betrug.

Die 4. Gehaltsklaſſe mit 1200 bis 1700
Mark Seit 21 Jahren Aufrückungsfriſt umfaßt
die Diener bei den Land und Amtsgerichten
ſowie die Gefangenaufſeher, deren Gehalt ſich
bisher auf 900 bis 1500 Mk. belief, ferner
die Diener bei den Provinzialbehörden. Jn
dieſelbe Gehaltsklaſſe mit der klirzeren Auf-
rückungsfriſt von 18 Jahren fallen die
unteren Werksbeamten bei den Bergwerken
und die Lokomotivheizer.

Klaſſe 5 mit 1400 bis 1800 Mark umfaßt
die Packmeiſter, Stellwerfsweichenſteller und
Maſchinenwärter der Eiſenbahnverwaltung.

Jn Klaſſe 6 (1400 bis 2000 Mk.) finden
ſich die Diener bei den Miniſterien, ſowie die
Wigenmeiſter, Schirrnteiſter, Telegraphiſten,
Lademeiſter, Weichenſteller J. Klaſſe und
Bahnhofsauſſeher. Dieſe letztgenannten Eiſen-
bahnbeamten waren ſchon durch den Etat
1908 erheblich aufgebeſſert, bis dahin be-
zogen einige von ihnen 1200 bis 1800 Mk.
andere nur 1200 bis 1600 Mk. Jgn dieſelbe
Klaſſe ſind auch die Werkführer der Eiſen
bahnverwaltung unter Beibehaltung ihrer bis-
herigen kurzen Aufſteigefriſt von 12 Jahren
eingereiht. Die Zollaufſeher, Schutzmänner
und Gendarmen, welche früher 1200 bis 1600
M. bezogen, 1907 auf 1400 bis 1900 M. er
höht waren, ſollen künſtig 1400 bis 2100
Mark mit einer Au ſteigefriſt von 18 Jahren
erhalten. Der gleiche Gehaltsſatz iſt für die

der Eiſenbahnverwaltung vorge-
ſehen.

Die Gerichtsvollzieher 2. Klaſſe und Poli-
zeiwachtmeiſter werden auf 1650 bis 2300
Mark gebracht. Jn beſonderem Maße ſind
die Förſter mit Rückſicht auf die Wichtigkeit
ihres Berufes für die Pflege und ſachgemäße
Bewirtſchaftung des wertvollen Waldbeſitzes
bedacht worden. Das Gehalt, das ſich noch
vor etwa 10 Jahren auf 1100 bis 1500 M.
belief, ſoll jetzt auf 1400 bis 2400 Mk. ge-
bracht werden. Daneben iſt vorgeſehen, den
Wert der Nebenbezüge mit 150 M. (bisher 75
Mark) als penſionsfähiges Dienſteinkommen
zu berechnen. Das gleiche Dienſteinkommen
von 1400 bis 2400 Mk., jedoch mit der
kürzeren Aufſteigefriſt von 15 Jahren, er-
r die Lokomotivführer und die See
otſen.

Die Kanzliſten der Lokalbehörden, die bis
her hinter denen der Provinzialbehörden weit
zurückſtanden, werden behufs Annäherung
ihrer Gehaltsſätze an diejenigen der letzteren
erheblich aufgebeſſert. Ste ſollen erhalten 1650
bis 2700, ſtatt bie her 1500 bis 2200 Mark.
In der Bergverwoltung ſoll die bisherige
Unterſcheidung zwiſchen mittleren Werksbe
amten 1. Klaſſe auf den größeren Werken
und mittleren Werksbeamten 2. Klaſſe bei den

J kleineren Werken fortfallen. Die mittleren
Werksbeamten werden in Zukunft, ohne Rück-
ſicht auf den Ort der Anſtellung, je nach
ihren Funktionen geſchieden, in ein Drittel
mit einem Gehaltsſatze von 1650 bis 2700
Mark, erreichbhar in 15 Jahren, und zwei
Drittel mit einem Gehaltsſatze von 1650
bis 3300 Mark, erreichbar in 18 Jahren. Ein
Gehalt von 1650 bis 2700 Mark, erreichbar
in 12 Jahren, iſt vorgeſehen bei den Ober
wachtmeiſtern der Landgendarmerie, die bis
zum Jahre 1907 nur 1500 bis 2000 M.
bezogen.

Ein Gehalt von 1650 bis 3000 Mark iſt
ausgeworfen für die Kanzliſten der Provin-
zialbehörden. Der gleiche Satz iſt vorgeſehen
für die Lehrerinnen bei den Seminaren und
bei den Handels- und Gewerbeſchulen für
Mädchen. Der großen und wichtigen Klaſſe der
Aſſiſtenten, deren Gehalt bisher im allgemeinen
1500 bis 2700 M. betrug, ſoll im Mindeſt-
gehalt eine Erhöhung von 150 M. im Höchſt
gehalt eine ſolche von 600 M., im Durch
ſchnitt von 375 M. zuteil werden.

Für die Eiſenbahnbetriebsſekretäre, deren
Gehalts verhältniſſe wiederholt Gegenſtand
der parlamentariſchen Beſprechung ge-
weſen iſt und deren Stellen bei ihrem Frei-
werden in Aſſiſtentenſtellen umgewandelt
werden, iſt daneben eine penſionsfähige Zu-
lage von 300 Mark in Aueſicht genommen,
ſo daß ſich ihr penſtonsfähiges Endgehalt auf
3600 (ſtatt bisher 3000 M. ſtellt.

Die Gerichtsvollzieher 1. Klaſſe ſind, wie
bisher den Gerichtsaſſiſtenten gleichgeſtellt.
Die etatsmäßig angeſtellten techniſchen
Elementarlehrer ſowie Vorſchullehrer bei
den höheren Unterrichtsanſtalten in Orten
von nicht mehr als 25000 Zivileinwohnern
und die P äparandenlehrer werden künftig
1800 bis 4000 Mark beziehen, während ihr

Archivaren.

Gehalt bisher bei den einen auf 1500 bis
3200 und ber den anderen auf 1800
bis 3000 Mark ſich ſtellte. Die tech-

niſchen und Vorſchullehrer in größeren
Orten erhalten 1800 bis 4200 Mk. Bei den
Kanzleiſekretären der Zentralbehörden iſt
neben einer mäßigen Erhöhung des End-
gehalts von 200 Mk. die bisherige Aufſteige-
friſt um drei Jahre abgekürzt, weil die
Stellen nach neuerer Beſtimmung in der
Regel nur im Wege der Beförderung beſetzt
werden.

Die Bahnhofsvorſteher und die ihnen
gleichſtehenden Beamten der Eiſenbahnver-
waltung, die bis zum Jahre 1907 ein Ge-
halt von 1800 bis 3000 M. hatten, ſollen
künftig 2000 bis 4000 M. erhalten. Für die
Zollſekretäre ſind 2000 bis 4200 M. vorge-
ſehen.

Die Gerichtsſekretäre und Polizeiſekretäre
in den Provinzen ſowie die Schichtmeiſter
bei den Bergwerken werden ſtatt bisher 1500
bis 3800, erreichbar in 21 Jahren, künftig
1800 bis 4500 M., erreichbar in 24 Jahren,
beziehen. Sie ſtehen damit im Höchſtgehalt
den Sekretären der allgemeinen Verwaltung
ſowie den Eiſenbahnſekretären gleich, nur be-
trägt deren Anfangsgehalt 2100 M. Dieſes
höhere Anfangsgehalt beziehen auch die Ge-
richtsſchreiber bei den Oberlandesgerichten und
Oberſtaatsanwaltſchaften ſowie die Polizei-
ſekretäre in Berlin.

Die ordentlichen Lehrer bei den Seminaren
und die Vorſteher und erſten Lehrer bei den
Präparandenanſtalten ſind in die Gehalts-
klaſſe von 2400 bis 4800 M. eingereiht,
während ſie bis zum Jahre 1907, abgeſehen
von den Seminarlehrern in Berlin, nur 2100
bis 3800 M. bezogen.

Jn der Klaſſe von 2700 bis 4800 M. ſind
alle Beamte, welche zu den Landmeſſern
zählen, alſo die Kataſterkontrolleure und
Kataſterſekretäre, die Landmeſſer bei der Bau-
verwaltung und in Stellen techniſcher Eiſen-
bahnſekretäre, die Vermeſſungsbeamten bei
den Generalkommiſſionen und bei der An-
ſiedlungskommiſſion ſowie die Grubenmark-
ſcheider, deren Gehälter bisher ungleichartig
waren, zuſammengefaßt. Den gleichen
Gehaltsſatz ſollen beziehen die Ober-
zollkontrolleure und die Amtsanwälte.

Für die Oberzollreviſoren ſind 3000 bis
5400 Mark vorgeſehen. Das gleiche Gehalt
iſt ausgeworfen für die Oberlehrer bei den
Seminaren. Für die Bureaubeamten der
Zentralbehörden iſt eine Erhöhung des End-
gehalts um 600 Mark in Ausſicht genommen.
Eine ſehr ſtarke Steigerung des Endgehalts
findet ſich bei den Oberlehrern an den höheren
Unterrichtsanſtalten, den Bibliothekaren und
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Die Balkan-Wirren.
Paris, 20. Okt. Dem Belgrader Spezial-

korreſpondenten des „Journals“ gegenüber
erklärte der Kronprinz Georg, Serbien könne
im Falle eines Krieges eine Armee von
250 000 Mann ſtellen, und die ſerbiſchen
Truppen ſeien ſehr wohl in der Lage, die
öſterreichiſchen anzugreifen, für den Fall, daß
die Konferenz der Mächte Serbien keine Ge-
nugtuung geben würde.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Berlin, 20. Oktober. (Hofnachrichten.)
Nach dem Gottesdienſt in der Schloßkapelle
und der Landtagseröffaung im Weißen Saale
erteilte der Kaiſer dem Korv.- Kapitän Karpf,
dem Oberpräſidenten v. Schorlemer-Lieſer, dem
Domprobſt Dr. Dittrich aus Frauenburg,
dem Geh. Reg.-Rat v. Etzdorff und dem
Wirkl. Geh. Rat v. Radowitz Audienzen.
Sämtliche genannte Herren waren zur Früh-
ſtückstafel geladen.

Regensburg, 20. Okt. Der Unfall des
kleinen Fürſten Bismarck ſcheint doch nicht
ganz ſo harmlos geweſen zu ſein, wie man
anfänglich angenommen hatte. Fürſt Otto
dürfte beim Auffallen mit dem Kopfe auf
den Marmorboden leider eine, wenn auch ge
ringe Grhirnerſchütterung ſich zugezogen
haben, wie der Umſtand glauben läßt, daß
am Nachmittag Erbrechen ſich einſtellte.
Nachdem der junge Fürſt hierauf geſchlafen
hatte, ſchien einige Beſſerung eingetreten zu
ſein. Nach einer gutverbrachten Nacht ſoll
das Befinden des Patienten nun ein be
friedigendes ſein. Er iſt vorläufig bei dem
Regierungspräſidenten Frhr. v. Aretin unter-
gebracht. Weiter wird gemeldet, daß der
junge Fürſt vermutlich am Mittwoch nach
Friedrichsruh gebracht werden kann.

Cokales.
Merſeburg, 21. Oktober.

Jhre Majeſtät die Kaiſerin feiert
morgen ihren Geburtstag, und es iſt ihr aber-
mals das Glück beſchieden, an einem Feſttage,
welcher zunächſt Jhrer Majeſtät ſelbſt gilt,
einen der Prinzen-Söhne die Hochzeit feiern
zu ſehen. Ein doppeltes Familienfeſt, das der
Himmel offenſichtlich ſegnet. Welch' hohes
Glück für die Kaiſerlichen Eltern, die prinz-
lichen Kinder und Enkel in blühtzender Ge-
ſundheit um ſich verſammeln zu dürfen, welch'
hohes Glück andrerſeits für die prinzlichen
Kinder, die Kaiſerlichen Eltern in geiſtiger
und körperlicher Geſundheit und Friſche vor
ſich zu ſehen, auch in weltlicher Macht und
Pracht, aber doch getragen von dem Bewußt-
ſein, daß des Glückes Anfang und Ende nur
in etnem harmoniſchen Familienleben ſich
gründet. Ein ſeltenes Glück für beide Teile!
Heil der in allen Kreiſen der Bevölkerung
hochverehrten und geliebten Kaiſerin, Heil
dem Hauſe Hohenzollern!

Perſonalnotiz. Generalkommiſſions-
Sekretär Liedtke hierſelbſt iſt an die
Königl. Generalkommiſſion in Hannover ver-
ſetzt worden.

Militäriſches. Der Kommandeur des
hieſigen II. Bataillons Füſilier- Regiments
Nr. 36 Major Küſter, iſt mit der geſetz
lichen Penſion zur Dispoſition geſtellt und
zum Kommandeur des Landwehr-Bezirks I
Braunſchweig ernannt worden. An ſeiner
Stelle wurde Major Junghans hier-
ſelbſt, bisher dem Regiment aggregiert, zum
Bataillonskommandeur ernannt. Ober-
leutnant v. Häſeler vom Thür. Huſaren-
Regiment Nr. 12 iſt unter Beförderung zum
Rittmeiſter zum Eskadron. Chef ernannt
worden.

Zuſchläge zur Einkommenſteuer.
An anderer Stelle der vorliegenden Nummer
veröffentlichen wir den Geſetzentwurf, betr.
die Aufbringung der Mittel für die Er
höhung der Beamten Gehälter 2c. Danach
ſcheint die Sache glimpflicher zu werden, als
mancher vermutet hatte, denn die Zuſchläge
fangen erſt bei einem Jahres Einkommen
von 7000 Mark an und betragen dann zu-
nächſt nur 5 Prozent. Man iſt alſo, wie
vorher auch bereits wiederholt offiziös ange-
kündigt worden iſt, davon ausgegangen,
den Mehrbedarf auf die leiſtungsfähigen
Schultern abzuwälzen.

Nachtfröſte. Auch in der verfloſſenen
Nacht hat es gefroren, heute früh gegen 6 Uhr

zeigte das Thermometer 5 Grad R, die Fenſter

I und eine Gruppe von Knaben,

waren mit Eisblumen bedeckt auf dem Thü-
ringer Walde zeigte das Thermometer 12 Grad
Kälte an.

Muſikaliſches. Unſer muſikliebendes
Publikum dürfte es intereſſieren, daß Fräulein
Eliſabeth Schumann Berlin mit dem
ruſſiſchen Geigenkünſtler A. Belouſſow
Freitag, den 6. Novbr. hier ein Konzert
zu veranſtalten gedenkt. Bei ihrem mit
vielem Erfolg begleiteten erſten Auftreten zu
Anfang des Jahres im Schloßgartenſalon
entzückte die junge Künſtlerin durch ihre
Liedervorträge derart, daß unſre kunſtver-
ſtändigen Kreiſe noch lange unter dem Ein
druck ſolcher hervorragenden Leiſtungen ge-
ſtanden haben. Das Konzert wird mit Ge-
nehmigung des Herrn Regierungs- Präſidenten
wieder im Schloßgartenpavillon abgehalten
werden.

Vermiſchtes.
Leipzig, 20. Okt. Der Neue Leipziger Skat-

verein wird ſein bei allen Skatfreunden ſo be-
liebtes Herbſtturnier am 25. Oktober, I., 8.
und 15. November im Leipziger Zentraltheater ab
halten. Obwohl gerade in dieſem Jahre an Skat-
turnieren anderer Vereine kein Mangel war, ſo
hält es der Neue Leipziger Skatverein doch für
ſeine Pflicht, den vielfachen Wünſchen ſeiner zahl-
reichen Skatſreunde nachzukommen und ſein ſtets
gern beſuchtes Zentraltheater Turnier auch in
dieſem Jahre zu veranſtalten. Er hat auch diesmal
wieder erfreuliche Neuerungen in ſeiner vorteilhaften
Preisverteilung eingeführt, die gewiß jedem Skater
willkommen ſind. Zur Verteilung gelangen min-
deſtens 80 der geſamten Einnahme. Einladungen,
die alles Nähere über das Turnier enthalten, ver-
ſendet auf Wunſch koſtenlos der Vorſitzende des
Vereins Herr Max Conrad Leipzig R., Kohl
gartenſtraße 17 a.

Koburg, 20. Okt. Der ſeit einigen Jahren im
Sommer hier lebende Münchener Akademieprofeſſor
Büttner-Pfänner zu Tal wurde unter dem
Verdachte der Verleitung zum Meineide verhaftet
und nach München übergeführt.

Stuttgart, 19. Okt. Die Seiltänzertruppe
Stey gab geſtern nachmittag eine Vorſtellung.
Kurz nach dem Beginn brach einer der zur Ver
ankerung am hohen Seil benutzten eiſernen Haken,
ſo daß das ganze Gerüſt plötzlich zuſammenſtürzte

die bei der Vor-
ſtellung verwendet wurden, unter ſich begrub. Drei
erliſten ſehr ſchwere Verletzungen und mußten ins
Krankenhans gebracht werden. Ein zwölſjähriger
Knabe wird kaum mit dem Leben davonkommen.

Luftſchiffahrt.
Friedrichshafen, 20. Okt. Seit heute morgen

iſt man ſehr rege mit der Füllung des Zeppelinſchen
Luftſchiffes beſchäftigt, um für den morgigen Auf-
ſtieg bereit zu ſein. Eine große Menſchenmenge
hält das Ufer beſetzt. Der König und die Königin
von Württemberg werden dem Aufſtieg morgen bei-
wohnen. Das Ziel und Dauer der Fahrt werden
von Zeppelin und ſeinen Mitarbeitern noch geheim-
gehalten. Es erſcheint jedoch ſehr wahrſcheinlich,
daß die morgige Fahrt ſich nur über den Bodenſee,
etwa bis Konſtanz, erſtrecken wird. Das Wetter
hat völlig umgeſchlagen. Während am Sonntag in
der Sonne noch 15 Grad Wärme herrſchten, weht
ſeit geſtern ein ſcharfer Nordoſtwind und es ilt
winterlich kalt. Graf Zeppelin will ſeinen Aufſtieg
jedoch ohne Rückſicht auf die Witterung unter-
nehmen. Geheimrat Lewald vom Reichsamt des
Jnnern trifft nicht zur Teilnahme an dem morgigen
Aufſtieg in Friedrichshafen ein.

Friedrichshafen, 20. Okt. Falls kein Nebel
herrſcht, findet am Donnerstag, 22. d. Mts., vor
mittags zwiſchen 8 und 9 Uhr der erſte Aufſtieg des
Zeppelinſchen Luftſchiffes „Zeppelin 1“ ſtatt.

—JW=J=J-Aus dem Geſchäftsverkehr.

Merſeburg, 21 Okt. Wie aus der im Jnſeraten-
teil der geſtrigen Nummer befindlichen Veröffent-
lichung hervorgeht, ſind auf Antrag des Bankhauſes
Carl Neuburger in Berlin Mark 500,000 neue
Stettin Bredower Portland Cement Aktien
zum Handel und zur Notiz an der Berliner Börſe
zugelaſſen worden. Das Aktienkapital der Stettin S
Bredower Portland Cement-Fabrik, welches ein-
ſchließlich obiger Mk. 500,000 neuer Aktien zur
Zeit Mk. 1700000 beträgt, und auf welches für
das Geſchäftsjahr 1907 eine Dividende von 7 zur
Verteilung gelangte, iſt eingeteilt in Stück 2000
Aktien zu Mk. 500 und Stück 700 Aktien zu
Mk. 1000. Proſpekte ſtehen bei der hieſigen Zweig
anſtalt, Entenplan 3, zur Verfügung.

Praktiſch, wohlfeil und gut. Jn ſeltener
Harmonie findet man dieſe Eigenſchaften vereinigt
bei Maggi's Suppen (Schutzmarke „Kreuzſtern“)
in Würfeln zu 10 Pfg. für zwei gute Teller. Man
sraucht ſie nur kurze Zeit und ohne irgend eine
andere Zutat als Waſſer zu kochen, und eine wohl-
ſchmeckende, bekömmliche Suppe, die von der haus-
gemachten nicht zu unterſcheiden iſt, ſteht auf dem
Tiſch. Aus der reichen Auswahl von über 30 Sorten
ſeien nur genannt Erbs mit Speck, Reis, Grünkern,
Kartoffel, Tapioka, Sago, Gerſten, Teigwaren-
Suppen. Die raſche einfache Zubereitung bietet
ferner den Vorteil der Erſparnis an Brennmaterial.

Besfbewährte Nahrung für

sunde vie8 nd Schwächliche,
in der knfwicklung

magen- zurückgebliebene
darmkranke Kinder.
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e 5 Jahre Garantie Neues schützenhausmen Atodrigeste Fabrikpreise! de r Kein Kaunfzwangt (Bürgergarten).ne e Freitag, den 23. Oktober, abends 3 Uhr:lieber Schata Waffen, Fahrrüder, Spielwaren,
Wasoh- und Wring-Maschinen, Kocher, Heizöfen, Stahlwaren, Bestecks,Sehmucksachen, Lederwaren ete. oie.
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Maoclehurger Privdthank
Zweigniederlassung Merseburg.

Annahme Von Depositengeldern zur Verzinsung (400),
An- und Verkauf von Wertpapieren, auslündischen Geldsorten,
Einlösung von Coupons und Dividendenscheinen,
Ausstellung von Schecks und Kreditbriefen,
Diskontieren und Einziehen von Wechseln und Schecks,
Beleihung börsengüngiger Wertpapiere und deren Versiche-

rung gegen Kursverlust im Falle der Auslosung,
Aufbewahrung und Verwaltung von Wertpapieren,
Beschaffung und Unterbringung von Hypothekengeldern,
Annahme Von Paketen, Kisten u. dergl. als verschlossene

Depots unter gesetzmässiger Haftung der Bank,
Vermietung von Schrankfächern in feuer- und diebessicherer

Stahlkammer. (2004
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Spiano-Magazin
M ercker C Co.

Inhaber: Hermann Maercker,
früher Mitinhaber

der Firma Vogel Maercker;
Halle a. S.

Neue Promenade Ia,
vis à vis den Francke'schen

Stiftungen,
Saale-Zeitungs-Passage,

empfehlen ihr gut assortiertes
Lager gediegenerpianinos, Flügel u. Marmoniums

und bieten ihren geehrten Abnehmern bei solider Preisstellung
(auch Teilzahlung) langjährige Garantie für ihre Fabrikate.

Gebrauchte Instrumente nehmen in Zahlung und sind
solche, gut repariert, stets am Lager.

Stimmungen und Reparaturen werden sachkundig uncdh
sorgfältig ausgeführt, auch halten Genannte ihr Piano-Leih-
institut empfohlen.

S Telephon Nr. 2139.

Laufhürsche,
ſofort geſucht in der
Kreisblatt -Druckerei.

Loden- Pelerinen

(waſſerdicht) für Herren, Damen
u. Kinder empfiehlt ſehr preiswert
H. Schnee Nachfl. Halle a. S.

Gr. Steinſtr. 34. (926

betten,

Stadttheater in Halle.
Donnerſtag, 22. Okt., abds. 71,

Uhr, Umtauſcht. giltg Die luſtigen
Weiber von Windſor.
Herzog Chriſtian, Treppe,

Welt Panorama.
Die ſchöne Schweiz.

Herner Oberland.
W Hochromantiſche Reiſe.

Auf dem Hofe des Königlichen
Domgymnafiums in Merſeburg ſollen
meiſtbietend öffentlich verſteigert
werden:

1. Vier eiſerne Düngerwagen,
2. Ein Poſten altes Eiſen, Schienen

von Kloſets,
3. Zwei eiſerne Oefen und ein

eiſerner Ofen mit Kacheln.
Beſondere Bedingungen werden

an Ort und Stelle bekannt gemoöcht.
Termin findet ſtatt am Dienſtag,

den 27. Oktober d. J., nachm. 3 Uhr.
Merſeburg, den 20. Oktober 1908.
Der Königl. W n ninſpoltor.

2283) JoTapeteapeten,nur neueſte Muſter, zu rennt

billigſten Preiſen.
Walter Sommer, er

Halle a. S., Tel. 3362.

Konzert
und heater im Haus darh
&Ke vollkommenſte
Gprechmaſchine:

Mill
eraJutereſſant. Katolog grati

Otto Jacoh ſen r yn ar
Frigdenſt r. 9

Bequemſt
Monaksvraten.“

Klettenwurzel-Haarol
von Carl Jahn in Gotha;
feinſtes, beſtes Toilettenöl zur Er-
haltung, Kräftigung und Verſchön-
rung des Haares,. zur Reinigung
des Haarbodens und Beſeitigung der
Schinnen. Seit über 50 J ihren
eingeführt, bewährt und überall von
der Kundſchaft rühmlichſt empfohlen.
Allein zu haben in Flaſchen mit
Siegel und Firma des Verfertigers
verſehen à 75 Pfg. und 50 Pfg. bei
Rich. Lots., vorm. Otto Werner.

JKaufe ganze Nachlaſſe
getragene Kleidungsſtücke, Feder

Möbel, Wäſche, Schuhe,
Stiefel und dergleichen mehr.

H. Apelt, Helgrube 7.
Geſucht zum 1. April 1909

herrſchaftl. Vohnung

von 8, auch mehr Zimmern, Bad,
Balkon, evtl. ganzes Haus. An-
gebote unter L. M. an die Exp. d.

Blattes erb. (2242
Stadtkirche.

Die Bibelbeſprechſtunde Fällt

aus. nFür die Redaktion vantwortlich Rudolf H en e. Druck und rig re von Rudolf udolf Heine, Merſeburg.

I. Winter-Abonnements- Konzert
der hiesigen Stadtkapelle,

(Dir.: Fr. Hertel.)
Billette im Vorverkauf à 30 Pf. bei Kaufmann Fr. Frahnert und Zigarren-
handlg. Dietzold. Abonnements-Billette an der Abendkasse zu haben.

Horch! e
Von köstlichen Wohlgeschmack und hervorragend
in Qualität sind die beiden Margarine- Marken

„Siegerin“ und „Mohrass
sie gleichen feinster Molkereibutter vollkommen

Alleinige Fabrikanten:
A. L. Mohr, Act. Ges., Altona- Bahrenfeld.

Kauft bei Mitgliedern
des Rabatt-Spar-Vereins.,

Der Verein hat bis jetzt 360 000 Mark
Rabatt an das kaufende Publikum gezahlt.

Verlangen Sie nur:
lanolin-

e 25 Pfg. pro Stück.

(2234

e

Nachahmungon weise man zurück.
Vereinigte chemische Werke Aktiengesellschatt

Salzufer 16, AbteilungCharlottenburg, Lanolin- Fabrik Martinikenfelde.

S e für ede famijlie! S
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kfoabribahion alleiniges Gehelmniss der Fſrma-

4 men 73

ne

An wera e W We

2 e S W S h3 W S v 4W

e
t

3 9
kotſieſerentsener Majestäf des Kaisers und Königs Wilhelm l.

am Rafhhause in RIEINBERG am Nieclerrhein,

Gegr. 1346.
Anerkannt bester Bitterlikörl

24 Preis-Medaillent
n Vnder berg Boonekamp.

Kanzunkerricht.
Der Tanzunterricht für die Abend- Abteilung beginnt e Wer

den 27. Oktober für Damen nachmittag 5 Uhr und für Herrenabends Uhr in der „Reichskrone“. Geſch. Anmeldut ugen und nähere

Auskunft bei Herrn Ohme, Brühl 20. W e (2285
O. öier, d der Tanzkunſt.

Aluminium-
Kochgeſchirre

mpfiehlt in großer Auswahl

Herm. Müller
Schmaleſtr. 19. Fernſprecher 300.

gibt den
Hoch-

J

SZügen m
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